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Einlauf und Zuweisungen 

Präsident Ingo Appé: Hinsichtlich der eingelangten, vervielfältigten und verteilten 

Anfragebeantwortungen sowie  

der Schreiben des Verbindungsdienstes des Bundeskanzleramtes betreffend den Auf-

enthalt von Mitgliedern der Bundesregierung in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union  

verweise ich auf die im Sitzungssaal verteilten Mitteilungen gemäß § 41 Abs. 1 der 

Geschäftsordnung des Bundesrates, die dem Stenographischen Protokoll dieser Sitzung 

angeschlossen werden. 

Ebenso verweise ich hinsichtlich der eingelangten Verhandlungsgegenstände und deren 

Zuweisungen im Sinne des § 19 Abs. 1 der Geschäftsordnung auf die gemäß § 41 

Abs. 1 der Geschäftsordnung im Sitzungssaal verteilten Mitteilungen, die dem Steno-

graphischen Protokoll dieser Sitzung ebenfalls angeschlossen werden. 

Die schriftliche Mitteilung hat folgenden Wortlaut: 

A. Eingelangt sind: 

1. Anfragebeantwortungen: 

(Anlage 1) (siehe auch S. 7) 

2. Aufenthalt von Mitgliedern der Bundesregierung in einem anderen Mitglieds-

staat der Europäischen Union: 

Schreiben des Verbindungsdienstes des Bundeskanzleramtes betreffend den Aufent-

halt von Herrn Bundeskanzler Sebastian Kurz am 9. Mai 2019 im EU-Raum, wobei 

seine Angelegenheiten im Bundesrat durch Frau Bundesministerin Mag.a Dr.in Juliane 

Bogner-Strauß wahrgenommen werden, (Anlage 2)  

den Aufenthalt von Herrn Bundesminister für Landesverteidigung Mario Kunasek von 

9. bis 12. Mai 2019 in Italien (Anlage 3) 

und 

den Aufenthalt von Herrn Bundesminister für EU, Kunst, Kultur und Medien Mag. 

Gernot Blümel vom 8. (mittags) bis 10. Mai 2019 in Venedig (Anlage 4). 
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B. Zuweisungen 

1. Gesetzesbeschlüsse (Beschlüsse) des Nationalrates: 

(siehe Tagesordnung) 

2. Vorlagen der Bundesregierung oder ihrer Mitglieder sowie Berichte der Volks-

anwaltschaft:  

(siehe Tagesordnung) sowie 

42. Bericht der Volksanwaltschaft (1. Jänner bis 31. Dezember 2018) (III-683-

BR/2019 d.B.) 

zugewiesen dem Ausschuss für BürgerInnenrechte und Petitionen 

und 

Datenschutzbericht 2018, vorgelegt vom Bundesminister für Verfassung, Reformen, 

Deregulierung und Justiz (III-684-BR/2019 d.B.) 

zugewiesen dem Ausschuss für Verfassung und Föderalismus 

***** 
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Präsident Ingo Appé: Eingelangt sind und den zuständigen Ausschüssen zugewiesen 

wurden jene Beschlüsse des Nationalrates beziehungsweise jener Bericht, die bezie-

hungsweise der Gegenstand der heutigen Tagesordnung sind beziehungsweise ist. 

Die Ausschüsse haben ihre Vorberatungen abgeschlossen und schriftliche Ausschuss-

berichte erstattet. 

Ich habe die zuvor genannten Verhandlungsgegenstände, den Entschließungsantrag 

der Bundesräte David Stögmüller, Martin Weber, Kolleginnen und Kollegen betreffend 

„Sperrvermerke für Mitglieder der Identitären Bewegung Österreich im Öffentlichen 

Dienst“, sowie die Wahl eines Mitglieds und von zwei Ersatzmitgliedern des Ständigen 

gemeinsamen Ausschusses des Nationalrates und des Bundesrates im Sinne des § 9 

des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung 

gestellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? – Dies ist nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident Ingo Appé: Aufgrund eines mir zugekommenen Vorschlages beabsichtige 

ich, die Debatte über die Tagesordnungspunkte 2 und 3, 8 und 9 sowie 10 bis 12 

jeweils unter einem abzuführen. 

Erhebt sich dagegen ein Einwand? – Dies ist nicht der Fall. 

Fristsetzungsanträge 

Präsident Ingo Appé: Vor Eingang in die Tagesordnung gebe ich bekannt, dass 

Bundesrat David Stögmüller einen Fristsetzungsantrag gemäß § 45 Abs. 3 der Ge-

schäftsordnung eingebracht hat, wonach dem Gesundheitsausschuss zur Bericht-

erstattung über den Gesetzesantrag betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Sani-

tätergesetz geändert wird, eine Frist bis 29. Mai 2019 gesetzt wird. 

Den Bestimmungen der Geschäftsordnung entsprechend werde ich den Fristsetzungs-

antrag nach Erledigung der Tagesordnung zur Abstimmung bringen. 

Vor Eingang in die Tagesordnung gebe ich weiters bekannt, dass Bundesrat David 

Stögmüller einen Fristsetzungsantrag gemäß § 45 Abs. 3 der Geschäftsordnung einge-

bracht hat, wonach dem Kinderrechteausschuss zur Berichterstattung über den Ent-

schließungsantrag betreffend „Weiterführung der Jugendhilfe nach Erreichung der 

Volljährigkeit“ eine Frist bis 29. Mai 2019 gesetzt wird. 
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Den Bestimmungen der Geschäftsordnung entsprechend werde ich den Fristsetzungs-

antrag nach Erledigung der Tagesordnung zur Abstimmung bringen. 

***** 

Wir gehen in die Tagesordnung ein. 

 


